
trolle der Werktätigen zu einem gesellschaftsgemäßen 
Verhalten zu veranlassen.

Zur Prüfung der Gründe für die Rückfälligkeit des 
Straftäters
Das Oberste Gericht hat wiederholt darauf hingewie­
sen, daß es für die Strafzumessung bei Rückfallstraf­
taten darauf ankommt, neben der Art und Anzahl der 
Vorstrafen die Rückfalldynamik und die Größe der 
Intervalle, die Motive, die Art und Weise der Tatbege­
hung, sowie staatliches und gesellschaftliches Bemühen 
um die Resozialisierung des Angeklagten zu beach­
ten./'!/ Diese Faktoren können dem Gericht darüber 
Aufschluß geben, inwieweit die zum wiederholten 
Straffälligwerden in Beziehung stehenden objektiven 
und subjektiven Umstände die Schwere der erneuten 
Straftat erhöhen und ihr Wesen verändert haben. Diese 
Umstände, die Abstände zwischen den Straftaten, die 
Gründe für das Rückfälligwerden, die Art und Weise 
der Tatbegehung und dabei vorhandene Parallelen zur 
Vortat sowie das Verhalten des Verurteilten — gemes­
sen an den Bemühungen um seine Resozialisierung —, 
haben Einfluß auf die Schwere der Straftat und unter 
Beachtung der allgemeinen Strafzumessungsregeln des 
§ 61 Abs. 2 StGB auch auf die Strafe. Da es sich dabei 
um gesetzlich fixierte Kriterien für die Feststellung der 
Schwere der Straftat und die Bemessung der Strafe 
handelt, ist es nicht in das Ermessen der Gerichte ge­
stellt, inwieweit sie diese Umstände bei der Prüfung 
und Feststellung der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit eines Rückfalltäters berücksichtigen. Deshalb hat 
das Oberste Gericht in der erwähnten Entscheidung 
vom 16. Januar 1969 darauf hingewiesen, daß es zur 
Prüfung von Ursachen und Bedingungen von Rück­
fallstraftaten der differenzierten Beiziehung der Vor­
strafenakten bedarf, die vom Charakter der Vortat und 
dem inneren Zusammenhang her eine wesentliche Be­
ziehung zur Rückfallstraftat aufweisen.
Der Hinweis auf die d i f f e r e n z i e r t e  Beiziehung 
von Vorstrafenakten ist wesentlich, weil es sowohl bei 
mehrfach einschlägig vorbestraften Tätern als auch bei 
Rückfalltätern nicht in jedem Fall erforderlich sein 
wird, alle Vorstrafenakten in das Verfahren einzu­
beziehen. Es reicht aber nicht aus, etwa nur dann Vor­
strafenakten beizuziehen, wenn der Angeklagte ein­
schlägig vorbestraft ist, weil auch in anderen Fällen 
zum Rückfälligwerden in Beziehung stehende Um­
stände die Schwere der Straftat und die Strafe beein­
flussen können. Deshalb genügt es grundsätzlich nicht, 
vom Strafregisterauszug oder den Angaben des Be­
schuldigten über seine Vorstrafen ausgehend zu ent­
scheiden, in welchem Umfang Akten über zurücklie­
gende Strafverfahren in das Hauptverfahren einzube­
ziehen sind. Soweit der Inhalt der Vorverfahren nicht 
bereits bekannt ist, wird es in der Regel einer Durch­
sicht des Urteils bedürfen, um entscheiden zu können, 
welche Vorstrafenakten in das gerichtliche Hauptver­
fahren einzubeziehen sind.
Die wirksame Bekämpfung der Rückfallkriminalität 
verlangt tiefes Eindringen in das Wesen des strafbaren 
Handelns. Anderenfalls besteht die Gefahr, daß bei der 
Entscheidung über die Strafe von einem unrichtigen 
Täterbild und von mit der Wirklichkeit nicht überein­
stimmenden Vorstellungen über die Bereitschaft und 
Fähigkeit des zu Verurteilenden ausgegangen wird, 
sich in Zukunft gesellschaftsgemäß verhalten zu wollen. 
Teilweise ist festzustellen, daß z. B. im Falle vorange­
gangener Verurteilungen auf Bewährung bei der Beant-
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wortung der Frage nach der Notwendigkeit einer in­
haltlichen Ausgestaltung der Bewährungsstrafe von 
einer fehlerhaften Einschätzung der Persönlichkeit aus­
gegangen wurde. Die Ursachen dafür können z. B. auf 
Mängel in der Arbeit des Untersuchungsorgans oder 
auf unzureichende Einbeziehung oder ungenügendes 
Wirksamwerden der Werktätigen im Strafverfahren 
zurückzuführen sein. Sie können aber ebenso in einer 
fehlerhaften Wertung der festgestellten Fakten über die 
Persönlichkeit des Täters durch das Gericht liegen. So 
sah ein Kreisgericht die Ursachen für die Begehung 
von Garderobendiebstählen des aus dem Jugendhaus 
entlassenen Angeklagten fast' ausschließlich in den 
Umwelteinflüssen, insbesondere der autoritären Haltung 
des Vaters dem Angeklagten gegenüber und der unge­
nügend erzieherischen Einwirkung des Arbeitskollek­
tivs auf ihn. Die Urteilsgründe stellten dadurch eine 
Rechtfertigung des Verhaltens des Angeklagten dar; es 
wurde nicht zugleich und vor allem die Eigenverant­
wortung des Angeklagten gegenüber der Gesellschaft 
herausgearbeitet, aus der allein seine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit erwächst.
Richtige Entscheidungen auch in nicht unkomplizierten 
Fällen trafen die Gerichte dann, wenn sie bei der Prü­
fung des Zusammenhangs zwischen Vortat und neuer 
Straftat nicht an der Oberfläche blieben, sondern sich 
um eine sehr sorgfältige inhaltliche Beantwortung der 
Frage nach den Ursachen und Bedingungen für das er­
neute Straffälligwerden bemühten.
Für die Beantwortung der Frage, inwieweit der Täter 
aus bereits erfolgten Bestrafungen richtige Lehren ge­
zogen hat und bereit und fähig ist, künftig seiner Ver­
antwortung gegenüber der Gesellschaft nachzukommen, 
kommt der Klärung des Verlaufs des Prozesses der 
Wiedereingliederung, Bewährung und Wiedergut­
machung bzw. der Ursachen für seinen nicht erfolg­
reichen Verlauf wesentliche Bedeutung zu. Dadurch er­
halten die Gerichte Kenntnisse über die Tiefe des Wi­
derspruchs zwischen den für die Entscheidung des Ver­
urteilten zur Strafrechtsverletzung maßgeblichen Denk- 
und Lebensgewohnheiten und den sozialistischen 
Moral- und Verhaltensnormen und können daraus 
wichtige Schlüsse für die Gestaltung des notwendigen 
Wiedereingliederungsprozesses ziehen. Ebenso können 
sich daraus konkrete, in der Zeit nach der letzten Ver­
urteilung liegende, eventuell unberücksichtigt geblie­
bene Aufgabenstellungen für das Arbeitskollektiv oder 
andere gesellschaftliche Kräfte ergeben.

Die Gründe für das Rückfälligwerden und damit für 
den nicht erfolgreichen Verlauf des Bewährungs- und 
Wiedereingliederungsprozesses können sehr vielgestal­
tig sein. Nicht selten sind sie das Ergebnis der Existenz 
und des Wirkens sowohl allgemeiner als auch spezifi­
scher subjektiver Faktoren der Eigentumskriminalität 
in Verbindung mit bestimmten gesellschaftlichen Fak­
toren im Arbeits- und Lebensbereich des Vorbestraften. 
Das ist auch der Grund dafür, daß sich aus der Tat­
sache des Rückfälligwerdens in unterschiedlichem Um­
fang Konsequenzen für die Entscheidung über Art und 
Maß der Strafe ergeben können. Im Bereich der Eigen- 
tumskriminalität ist festzustellen, daß der nicht erfolg­
reiche Verlauf des Prozesses der Erziehung und der 
Selbsterziehung in erster Linie auf einer starken Ver­
festigung der negativen Denk- und Verhaltensweisen 
beruht, die zur einschlägigen Vortat geführt haben.

In diesen Fällen ist es nicht selten, daß die eingeleiteten 
Maßnahmen staatlicher Organe und gesellschaftlicher 
Kräfte nicht dem Grad der Verfestigung der zur Straf­
tat führenden Verhaltensweise entsprochen haben oder 
ihrem Wesen nach gar nicht geeignet waren, den Ver­
urteilten zu einer Änderung seines Verhaltens zu ver-
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